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Der Tod ist fast immer unerwartet. 

Monika Strahl ist gestorben. Ihre 

Freundinnen und Mitstreiterinnen 

Heike Ehrig und Anne Waldschmidt 

erinnern an sie und an die Behinder-

tenbewegung, die sie sehr prägten 

und von der auch Monika Strahl in ih-

rem Leben geprägt war. Im Gedächt-

nis ist vielleicht noch die Fotoausstel-

lung „Unbeschreiblich weiblich“, die 

Monika Strahl wesentlich mitorgani-

siert hat; sie hat Bilder von Frauen mit 

Behinderung einer breiten Öffentlich-

keit zugänglich gemacht. Ihr Leben war 

nicht immer einfach, in einer behinder-

tenfeindlichen Gesellschaft, die sie und 

die Behindertenbewegung aber ein we-

nig freundlicher gestaltet hat  S.2.

Die AfD kündigt an, einiges von den Er-

rungenschaften der letzten Jahre zum 

Verschwinden zu bringen. Die schulische 

Inklusion wird laut ihrem Programm für 

die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 

abgelehnt, es wird gar vom Recht, die 

Schule besuchen zu können, Abstand ge-

nommen. Disability Studies sollen nicht 

gefördert werden, Behindertenparkplätze 

auch nicht. Es steht zu befürchten, dass 

über 40 Prozent der Abstimmenden diese 

Partei im September wählen werden. Das 

gilt es zu verhindern – von klar denken-

den, menschenfreundlichen Menschen, 

mit und ohne Behinderung. Michael 

Zander beleuchtet die behindertenfeind-

lichen Positionen der AfD  S.5.

Überhaupt nicht erwartbar war der Le-

benslauf der Künstlerin Alison Lapper. 

Sie wurde ohne Arme und mit verkürzten 

Beinen 1965 in England geboren und galt 

meist als bedauernswert und mindestens 

störend. Solche Erfahrungen und der 

Aufenthalt in einem Behindertenheim 

lösten bei Alison Lapper Widerstands-

geist und den Wunsch nach mehr Un-

abhängigkeit aus. Unerwartet, aber 

schön und nachahmenswert. Udo 

Sierck macht auf diese Lebensge-

schichte aufmerksam  S.7.

Der „Nationale Veteranentag“ soll auch 

„Inklusion, Rehabilitation und gesell-

schaftliche Anerkennung“ thematisie-

ren. In diesem Kontext dient „gesell-

schaftliche Anerkennung“ von Men-

schen – mit kriegsbedingten Behinde-

rungen – vor allem der Rechtfertigung

von Gewalt und Kämpfen. Michael 

Zander zeigt diesen Zynismus auf  S.8.

ERIKA FEYERABEND FÜR DAS TEAM 
DER NEWSLETTER-REDAKTION

Erwartbare Ereignisse?

Die Praxis vorgeburtlicher Bluttests 
auf Trisomien (NIPT) könnte bald 
systematisch untersucht werden – vor-
ausgesetzt, der Deutsche Bundestag
beschließt ein »Monitoring«, ange-
mahnt auch vom zivilgesellschaft-
lichen Bündnis #NoNIPT.

Die Entscheidung im Parlament wird 

voraussichtlich Ende Juni in »Nament-

licher Abstimmung« fallen. Im #NoNIPT 

engagieren sich zahlreiche Initiati-
ven und Organisationen, darunter 
BioSkop. Sie lehnen es ab, dass die 
Solidargemeinschaft für die Kosten 
pränataler Bluttests auf Trisomien 
aufkommt. Gute Argumente stehen 

auf der Homepage https://nonipt.de/

news/unsere-kampagne-monitoring-

jetzt/ – außerdem dieser Tipp: »Damit 

das Monitoring beschlossen wird, 

brauchen wir Deinen Anruf bei Deinen 

MdB. Bitte nimm Kontakt zu den 

Abgeordneten deines Wahlkreises auf, 

sprich mit ihnen und fordere sie auf, 

für das Monitoring zu stimmen. Keine 

Sorge, du musst kein*e Expert*in sein. «

Nichtinvasive Pränataltests (NIPT), 
die im Blut einer schwangeren Frau 
das Erbgut des Ungeborenen mole-
kulargenetisch untersuchen, müssen 

seit Juli 2022 »in begründeten Einzelfäl-

len« von den gesetzlichen Krankenkas-

sen bezahlt werden. Eingeführt als 

Ausnahme, scheint dies schleichend 

zur Regel zu werden: Laut Kranken-

kasse BARMER ließen im Jahr 2024 

bereits 48 Prozent der Schwangeren 

den Test auf Trisomien durchführen.

Vor diesem Hintergrund beantragt

eine interfraktionelle Gruppe das 

Monitoring, »erste Ergebnisse«

sollen dem Bundestag »spätestens 

bis 30. Juni 2027« vorgelegt werden – 

quasi vorbeugend, jedenfalls 

»vor einer möglichen Einführung 

weiterer genetischer pränataler 

Tests in den Leistungskatalog

der gesetzlichen Krankenkassen«.

NIPT-Monitoring könnte kommen
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Tanz im Rollstuhl – 
Nachruf für Monika Strahl (1954-2026)

Monika Strahl ist tot. Unsere lebens-
bejahende, selbstbewusste und vor 
Energie sprühende Freundin ist nicht 
mehr unter uns. Nicht nur in Bremen, 
wo die gebürtige Hamburgerin die 
längste Zeit ihres Lebens verbrachte 
und wir uns kennenlernten, sondern 
auch in Düsseldorf und Köln, wohin 
es uns beide im Laufe unserer Berufs-
tätigkeit verschlagen hat, hinterlässt 
ihr Tod eine große Lücke. 

In vielerlei Hinsicht hat Monika ein 
‚behindertenbewegtes‘ Leben geführt,
in dem sich die gesellschaftlichen 
Bedingungen, mit denen hierzulande
behinderte Menschen zu kämpfen

hatten und immer noch 
haben, auf besondere Weise spie-
geln. Nach dem Realschulabschluss 
wurde ihr eine Ausbildung als 
Bürokauffrau, mithin in einem soge-
nannten Frauenberuf, nahegelegt; 
‚wegen‘ ihrer Beeinträchtigung, 
einer angeborenen Variante des so-
genannten Muskelschwunds, wurde 
sie an ein überregionales Berufs-
bildungswerk verwiesen. Damit war 
ihr eigentlich die damals typische 
‚Behindertenkarriere‘ zugedacht.

Dass sie nach Friedehorst kam, 
einer für die 1970er Jahre typischen, 
großen Sondereinrichtung im 

Bremer Umland, sollte sich 
allerdings für ihren Wer-
degang als wegweisend 
herausstellen – landete 
sie doch damit zugleich in 
einer ‚Keimzelle‘ der spä-
teren Krüppelbewegung. 
Viele von Monikas Peers, 
die ebenfalls in Friede-
horst ihre Berufsausbil-
dung erhielten, waren – so 
wie sie – unzufrieden mit 
der damit verbundenen 
Internatsunterbringung 
und dem Ausschluss aus 
dem ‚normalen‘ Leben; sie 
wollten ‚raus der Anstalt‘ 
und begannen, sich zu or-
ganisieren. Kein Wunder 
also, dass eine ganze Reihe 
von Gründungsmitgliedern 
der bundesweit ersten 
Krüppelgruppe, die 1978 in 
Bremen entstand, aus Frie-
dehorst kam. Und Monika 
war dabei, sozusagen eine 
‚Frau der ersten Stunde‘! 

Zuvor, nach abgeschlos-
sener Ausbildung und Er-

gattern einer Arbeitsstelle in einer 
Bremer Spedition, hatte sie es 1974 
geschafft, ein barrierearmes, soge-
nanntes ‚behindertenfreundliches‘ 
Einzimmerapartment in der Stadt zu 
beziehen – wenn auch in Osterholz-
Tenever, einem entlegenen, neu er-
richteten Stadtviertel im Osten Bre-
mens. In diesem ‚Klein-Manhattan auf 
grüner Wiese‘, wie die in verdichteter 
Bauweise errichteten Wohnhoch-
häuser auch genannt wurden, konnte
man zwar schlafen und einkaufen, 
aber mehr auch nicht. Auf den ersten 
Blick ‚voll integriert‘, wollte Monika 
mehr vom Leben als nur eine Woh-
nung, Erwerbsarbeit und soziale 

Isolation. Da passte es gut, dass es 
recht vielen behinderten Menschen, 
die ebenfalls auf den Rollstuhl an-
gewiesen waren und in Osterholz-
Tenever wohnten, ebenso erging und 
die Bremer Volkshochschule (VHS) für 
die Idee eines Kursangebots vor Ort 
zu gewinnen war, um auf diese Weise 
Begegnung zu ermöglichen. Als wir 
(Monika, Anne und Ursula Michal-
ski), allesamt Mitglieder der Krüp-
pelgruppe und feministisch bewegte, 
behinderte Frauen, 1980 begannen, 
als VHS-Dozentinnen zusammenzu-
arbeiten, ahnten wir nicht, dass dies 
folgenreich sein würde: für unsere 
Freundschaft, unser weiteres Leben 
und die Behindertenbewegung. 

In unseren Kursen ging es schnell 
nicht nur um Kontakt und Freizeit, 
sondern um die Auseinandersetzung 
mit der Lebenssituation behinderter 
Menschen und damit um die poli-
tische Ebene. In den frühen 1980er 
Jahren, der Aufbruchphase der bun-
desweiten Behindertenbewegung, 
wurde der Grundstein gelegt für ein 
politisches Engagement, das Monikas 
Leben bis zum Schluss prägte. Der 
Kampf um Selbstbestimmung und 
Assistenz wurde zu ihrem wichtigsten 
Anliegen, das sie nicht nur politisch 
forderte, sondern auch für sich per-
sönlich umsetzte. So gelang es ihr, 
ihren Traum vom Wohnen ‚mitten-
drin‘ zu verwirklichen. Zusammen mit 
ihrem damaligen Partner konnte 
sie im Bremer Szeneviertel Ostertor 
eine barrierefreie Wohnung bezie-
hen, die nach ihren Wünschen und 
Bedürfnissen vom Bauträger errich-
tet worden war. Ihre Adresse wurde 
für uns jahrzehntelang zu einem Ort 
liebevoller Gastfreundschaft, inten-
siver Gespräche und Diskussionen 
und zuweilen auch feuchtfröhlicher 
Abende. Gleichzeitig gehörte Monika 
zu den frühen Mitgliedern des Bre-
mer Zentrums für Selbstbestimmtes 
Leben (1986) und der Assistenzge-
nossenschaft (1990), bundesweit die 

ersten Einrichtungen. Von der Assi-
stenzgenossenschaft erhielt sie nicht 
nur ihre persönliche Assistenz nach 
dem sogenannten Arbeitgebermo-
dell; eine Zeit lang war sie dort auch 
im Aufsichtsrat und dessen Vorsit-
zende, eine Funktion, die sie gewis-
senhaft wahrnahm. Ihren eigenen 
Pool an Assistentinnen managte sie 
in beeindruckender Weise: Souverän, 
selbstbewusst und charmant gelang 
ihr die Verwirklichung eines selbstbe-
stimmten Alltags.

Auch in anderer Hinsicht traute sich 
Monika, gewissermaßen ‚nach den 
Sternen zu greifen‘. Unzufrieden mit 
ihrer Arbeit als Bürokauffrau ent-
schloss sie sich, die Nichtabituri-
entenprüfung (NAP) zu absolvieren, 
um auch ohne Abitur den Zugang 
zum Hochschulstudium zu erhalten. 
Neben dem Berufsalltag besuchte 
sie einen zweijährigen Vorbereitungs-
kurs an der VHS. Nach erfolgreicher 
Prüfung studierte sie Sozialwissen-
schaften an der Bremer Universität, 
wo sie Lehrveranstaltungen u.a. zu 
feministischen Theorien belegte. Dort 
lernte sie Heike und Ingrid Blanken 
kennen, mit der sie später gemeinsam 
ihre Diplomarbeit über Gen- und Re-
produktionstechnologien verfasste. 
Mit dem Diplomabschluss (1988) 
wurde sie zur ersten Akademikerin 
ihrer Familie. Dieses Bildungskapital 
nutzte Monika in vielerlei Hinsicht, 
als Dozentin in der Weiterbildung 
und spätere wissenschaftliche Mit-
arbeiterin an der Universität.

Bereits vor ihrer Studienzeit war die 
besondere Situation von Frauen mit 
Behinderungen für sie ein weiteres, 
zentrales Anliegen. Unter anderem 
die Auseinandersetzung mit den be-
hindertenbewegten Männern führte 
Monika und ihren Mitstreiterinnen vor 
Augen, wie wichtig die geschlechts-
spezifi sche Perspektive war. Zu Be-
ginn der 1980er Jahre entstand unter 
ihrer aktiven Mitwirkung die Bre-

mer Krüppelfrauengruppe, für deren 
Kontinuität und überregionale Reso-
nanz wir wiederum unsere Bildungs-
arbeit bei der Bremer VHS und später 
auch Tagungen an der Evangelischen 
Akademie Bad Boll nutzen konnten. 
Über mehr als zwei Jahrzehnte prägte 
die Bremer ‚Frauen-Power‘, zu der 
unter anderen neben Monika, Ursula, 
Anne und Heike auch Swantje Köbsell 
gehörten, die feministischen Debat-
ten bundesweit und darüber hinaus. 
Ein Schlüsselerlebnis in diesem Zu-
sammenhang war die erste Bremer 
Frauenwoche (1982), auf der auch die 
Krüppelfrauen Veranstaltungen an-
boten, jedoch auf so gut wie keine Re-
sonanz trafen. Vor allem in der femini-
stischen Diskussion über reproduktive 
Rechte, vorgeburtliche Diagnostik, 
Abtreibung und weibliche Selbstbe-
stimmung begegneten sie Verständ-
nislosigkeit und Ignoranz, wenn sie 
auf die Problematik der neoliberalen 
Eugenik aufmerksam machten. Spä-
ter setzte sich Monika zusammen mit 
anderen behinderten Bremerinnen 
für die Einrichtung einer barrierefrei-
en frauenärztlichen Praxis ein. Seit 
2011 gibt es tatsächlich die erste ent-
sprechende Ambulanz; jedoch ist die 
gynäkologische Versorgung behinder-
ter Frauen in Bremen (und anderswo) 
nach wie vor unzureichend.

Vor allem ein Projekt der Bremer 
Krüppelfrauengruppe ist mit unserer 
Freundin verbunden. Unvergessen 
wird die legendäre Fotoausstellung 
„Unbeschreiblich weiblich“ bleiben. 
Die Bilder, die in Zusammenarbeit 
mit der Fotografi n und Grafi kerin 
Renate Rochner im Zeitraum 1988-
1992 entstanden, zeigten die Bremer 
Krüppelfrauen in ungewohnter und 
selbstbewusster Perspektive, kurz 
gesagt ‚mutig, witzig, provokant‘. 
Dass dieses Projekt bundesweit Auf-
merksamkeit bekam, ist größtenteils 
Monika zu verdanken. Sie wurde 
zur ‚Hüterin‘ und Kuratorin unseres 
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Tanz im Rollstuhl – 
Nachruf für Monika Strahl (1954-2026)

Monika Strahl ist tot. Unsere lebens-
bejahende, selbstbewusste und vor 
Energie sprühende Freundin ist nicht 
mehr unter uns. Nicht nur in Bremen, 
wo die gebürtige Hamburgerin die 
längste Zeit ihres Lebens verbrachte 
und wir uns kennenlernten, sondern 
auch in Düsseldorf und Köln, wohin 
es uns beide im Laufe unserer Berufs-
tätigkeit verschlagen hat, hinterlässt 
ihr Tod eine große Lücke. 

In vielerlei Hinsicht hat Monika ein 
‚behindertenbewegtes‘ Leben geführt,
in dem sich die gesellschaftlichen 
Bedingungen, mit denen hierzulande
behinderte Menschen zu kämpfen

hatten und immer noch 
haben, auf besondere Weise spie-
geln. Nach dem Realschulabschluss 
wurde ihr eine Ausbildung als 
Bürokauffrau, mithin in einem soge-
nannten Frauenberuf, nahegelegt; 
‚wegen‘ ihrer Beeinträchtigung, 
einer angeborenen Variante des so-
genannten Muskelschwunds, wurde 
sie an ein überregionales Berufs-
bildungswerk verwiesen. Damit war 
ihr eigentlich die damals typische 
‚Behindertenkarriere‘ zugedacht.

Dass sie nach Friedehorst kam, 
einer für die 1970er Jahre typischen, 
großen Sondereinrichtung im 

Bremer Umland, sollte sich 
allerdings für ihren Wer-
degang als wegweisend 
herausstellen – landete 
sie doch damit zugleich in 
einer ‚Keimzelle‘ der spä-
teren Krüppelbewegung. 
Viele von Monikas Peers, 
die ebenfalls in Friede-
horst ihre Berufsausbil-
dung erhielten, waren – so 
wie sie – unzufrieden mit 
der damit verbundenen 
Internatsunterbringung 
und dem Ausschluss aus 
dem ‚normalen‘ Leben; sie 
wollten ‚raus der Anstalt‘ 
und begannen, sich zu or-
ganisieren. Kein Wunder 
also, dass eine ganze Reihe 
von Gründungsmitgliedern 
der bundesweit ersten 
Krüppelgruppe, die 1978 in 
Bremen entstand, aus Frie-
dehorst kam. Und Monika 
war dabei, sozusagen eine 
‚Frau der ersten Stunde‘! 

Zuvor, nach abgeschlos-
sener Ausbildung und Er-

gattern einer Arbeitsstelle in einer 
Bremer Spedition, hatte sie es 1974 
geschafft, ein barrierearmes, soge-
nanntes ‚behindertenfreundliches‘ 
Einzimmerapartment in der Stadt zu 
beziehen – wenn auch in Osterholz-
Tenever, einem entlegenen, neu er-
richteten Stadtviertel im Osten Bre-
mens. In diesem ‚Klein-Manhattan auf 
grüner Wiese‘, wie die in verdichteter 
Bauweise errichteten Wohnhoch-
häuser auch genannt wurden, konnte
man zwar schlafen und einkaufen, 
aber mehr auch nicht. Auf den ersten 
Blick ‚voll integriert‘, wollte Monika 
mehr vom Leben als nur eine Woh-
nung, Erwerbsarbeit und soziale 

Isolation. Da passte es gut, dass es 
recht vielen behinderten Menschen, 
die ebenfalls auf den Rollstuhl an-
gewiesen waren und in Osterholz-
Tenever wohnten, ebenso erging und 
die Bremer Volkshochschule (VHS) für 
die Idee eines Kursangebots vor Ort 
zu gewinnen war, um auf diese Weise 
Begegnung zu ermöglichen. Als wir 
(Monika, Anne und Ursula Michal-
ski), allesamt Mitglieder der Krüp-
pelgruppe und feministisch bewegte, 
behinderte Frauen, 1980 begannen, 
als VHS-Dozentinnen zusammenzu-
arbeiten, ahnten wir nicht, dass dies 
folgenreich sein würde: für unsere 
Freundschaft, unser weiteres Leben 
und die Behindertenbewegung. 

In unseren Kursen ging es schnell 
nicht nur um Kontakt und Freizeit, 
sondern um die Auseinandersetzung 
mit der Lebenssituation behinderter 
Menschen und damit um die poli-
tische Ebene. In den frühen 1980er 
Jahren, der Aufbruchphase der bun-
desweiten Behindertenbewegung, 
wurde der Grundstein gelegt für ein 
politisches Engagement, das Monikas 
Leben bis zum Schluss prägte. Der 
Kampf um Selbstbestimmung und 
Assistenz wurde zu ihrem wichtigsten 
Anliegen, das sie nicht nur politisch 
forderte, sondern auch für sich per-
sönlich umsetzte. So gelang es ihr, 
ihren Traum vom Wohnen ‚mitten-
drin‘ zu verwirklichen. Zusammen mit 
ihrem damaligen Partner konnte 
sie im Bremer Szeneviertel Ostertor 
eine barrierefreie Wohnung bezie-
hen, die nach ihren Wünschen und 
Bedürfnissen vom Bauträger errich-
tet worden war. Ihre Adresse wurde 
für uns jahrzehntelang zu einem Ort 
liebevoller Gastfreundschaft, inten-
siver Gespräche und Diskussionen 
und zuweilen auch feuchtfröhlicher 
Abende. Gleichzeitig gehörte Monika 
zu den frühen Mitgliedern des Bre-
mer Zentrums für Selbstbestimmtes 
Leben (1986) und der Assistenzge-
nossenschaft (1990), bundesweit die 

ersten Einrichtungen. Von der Assi-
stenzgenossenschaft erhielt sie nicht 
nur ihre persönliche Assistenz nach 
dem sogenannten Arbeitgebermo-
dell; eine Zeit lang war sie dort auch 
im Aufsichtsrat und dessen Vorsit-
zende, eine Funktion, die sie gewis-
senhaft wahrnahm. Ihren eigenen 
Pool an Assistentinnen managte sie 
in beeindruckender Weise: Souverän, 
selbstbewusst und charmant gelang 
ihr die Verwirklichung eines selbstbe-
stimmten Alltags.

Auch in anderer Hinsicht traute sich 
Monika, gewissermaßen ‚nach den 
Sternen zu greifen‘. Unzufrieden mit 
ihrer Arbeit als Bürokauffrau ent-
schloss sie sich, die Nichtabituri-
entenprüfung (NAP) zu absolvieren, 
um auch ohne Abitur den Zugang 
zum Hochschulstudium zu erhalten. 
Neben dem Berufsalltag besuchte 
sie einen zweijährigen Vorbereitungs-
kurs an der VHS. Nach erfolgreicher 
Prüfung studierte sie Sozialwissen-
schaften an der Bremer Universität, 
wo sie Lehrveranstaltungen u.a. zu 
feministischen Theorien belegte. Dort 
lernte sie Heike und Ingrid Blanken 
kennen, mit der sie später gemeinsam 
ihre Diplomarbeit über Gen- und Re-
produktionstechnologien verfasste. 
Mit dem Diplomabschluss (1988) 
wurde sie zur ersten Akademikerin 
ihrer Familie. Dieses Bildungskapital 
nutzte Monika in vielerlei Hinsicht, 
als Dozentin in der Weiterbildung 
und spätere wissenschaftliche Mit-
arbeiterin an der Universität.

Bereits vor ihrer Studienzeit war die 
besondere Situation von Frauen mit 
Behinderungen für sie ein weiteres, 
zentrales Anliegen. Unter anderem 
die Auseinandersetzung mit den be-
hindertenbewegten Männern führte 
Monika und ihren Mitstreiterinnen vor 
Augen, wie wichtig die geschlechts-
spezifi sche Perspektive war. Zu Be-
ginn der 1980er Jahre entstand unter 
ihrer aktiven Mitwirkung die Bre-

mer Krüppelfrauengruppe, für deren 
Kontinuität und überregionale Reso-
nanz wir wiederum unsere Bildungs-
arbeit bei der Bremer VHS und später 
auch Tagungen an der Evangelischen 
Akademie Bad Boll nutzen konnten. 
Über mehr als zwei Jahrzehnte prägte 
die Bremer ‚Frauen-Power‘, zu der 
unter anderen neben Monika, Ursula, 
Anne und Heike auch Swantje Köbsell 
gehörten, die feministischen Debat-
ten bundesweit und darüber hinaus. 
Ein Schlüsselerlebnis in diesem Zu-
sammenhang war die erste Bremer 
Frauenwoche (1982), auf der auch die 
Krüppelfrauen Veranstaltungen an-
boten, jedoch auf so gut wie keine Re-
sonanz trafen. Vor allem in der femini-
stischen Diskussion über reproduktive 
Rechte, vorgeburtliche Diagnostik, 
Abtreibung und weibliche Selbstbe-
stimmung begegneten sie Verständ-
nislosigkeit und Ignoranz, wenn sie 
auf die Problematik der neoliberalen 
Eugenik aufmerksam machten. Spä-
ter setzte sich Monika zusammen mit 
anderen behinderten Bremerinnen 
für die Einrichtung einer barrierefrei-
en frauenärztlichen Praxis ein. Seit 
2011 gibt es tatsächlich die erste ent-
sprechende Ambulanz; jedoch ist die 
gynäkologische Versorgung behinder-
ter Frauen in Bremen (und anderswo) 
nach wie vor unzureichend.

Vor allem ein Projekt der Bremer 
Krüppelfrauengruppe ist mit unserer 
Freundin verbunden. Unvergessen 
wird die legendäre Fotoausstellung 
„Unbeschreiblich weiblich“ bleiben. 
Die Bilder, die in Zusammenarbeit 
mit der Fotografi n und Grafi kerin 
Renate Rochner im Zeitraum 1988-
1992 entstanden, zeigten die Bremer 
Krüppelfrauen in ungewohnter und 
selbstbewusster Perspektive, kurz 
gesagt ‚mutig, witzig, provokant‘. 
Dass dieses Projekt bundesweit Auf-
merksamkeit bekam, ist größtenteils 
Monika zu verdanken. Sie wurde 
zur ‚Hüterin‘ und Kuratorin unseres 
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In einer Umfrage von Infratest dimap 
kam die AfD Sachsen-Anhalt im Mai 
2026 auf einen Zustimmungswert 
von 41 Prozent. Das Institut sieht 
die CDU bei 26, die Linke bei 12, die 
SPD bei 7 und Grüne sowie BSW bei
jeweils 4 Prozent. Aus ihrer gegen-
wärtigen Position als mit Abstand 
stärkster Partei erklärt sich wohl, 
dass die AfD ihr Programm zur
Landtagswahl am 6. September 2026
bereits ein „Regierungsprogramm“ 
nennt. Die Ablehnung von schu-
lischer Inklusion ist der behinderten-
politische Hauptpunkt der Partei
(siehe Newsletter 103).  Während
andere Landesverbände fordern,
Inklusion nur noch „nach Augenmaß“ 
zu ermöglichen oder zu beschränken,
will die AfD Sachsen-Anhalt diese 
„unverzüglich beenden“.

„Krise des Geistes“?

Dabei weist das sachsen-anhalti-
nische Schulwesen bundesweit be-
reits jetzt die höchste Exklusions-
quote auf: Der Anteil der an Förder-
schulen unterrichteten Kinder und 
Jugendlichen an allen Schülerinnen 
und Schülern betrug 6,4 Prozent im 
Schuljahr 2022/2023, wie Chantal 
Lepper und Vera Steinmann in ihrem 
Faktenblatt für die Bertelsmann-
Stiftung schreiben. Zum Vergleich: In 
Bremen betrug der entsprechende 
Wert 0,7, in Schleswig-Holstein 2,3 
und im Bundesdurchschnitt 4,2 Pro-
zent.

Die Folgen zeigen sich auch in 
der Zahl der Jugendlichen, die die 
Schule ohne Abschluss verlassen. 
Bundesweit waren dies im ver-
gangenen Jahr – einer Correctiv-
Recherche zufolge – 64.000 
Jugendliche, von denen etwa die 
Hälfte eine Förderschule besucht 

hat. Auch hier verzeichnet Sachsen-
Anhalt im Ländervergleich die 
höchste Quote, nämlich 13,4 Prozent
des Jahrgangs. Für die Be-
troffenen bedeutet das schlechtere
Erwerbschancen im Leben und für 
die Gesellschaft einen Verlust an 
Potenzial.

Unter Verweis auf einen Mangel 
an Lehrkräften hat der amtierende 
Bildungsminister Jan Riedel (CDU) 
angekündigt, den Fokus nicht auf 
Inklusion, sondern auf Förderschulen 
zu legen: Für „gelingende Inklusion“ 
brauche man „einen ausreichenden 
Personalschlüssel und Team-Unter-
richt“; diese Möglichkeit habe man 
jedoch „in der aktuellen Personalla-
ge in den allermeisten Fällen schlicht 
nicht“ (zit. n. Der Spiegel, 18.1.2026).
Während die Gewerkschaft GEW 
u.a. eine „Ausbildungsoffensive“ 
zur Bekämpfung des Lehrkräfteman-
gels fordert, behauptete der AfD-
Fraktionsvorsitzende Hans-Thomas 
Tillschneider (AfD) im Juni 2025, 
„Lehrermangel“ könne man „nicht 
mit Geld bekämpfen“; Ursachen seien 
der Geburtenrückgang – angeblich 
das „Ergebnis einer völlig verfehlten 
Gesellschaftskultur“ – sowie der ge-
meinsame Unterricht mit behinderten 
und gefl üchteten Kindern. Die Krise 
der Schulen, heißt es im Wahlpro-
gramm, sei „keine Krise des Geldes“, 
sondern „eine Krise des Geistes“. Das 
Problem seien „Leistungsmüdigkeit 
und Kuschelpädagogik“. Demokra-
tie akzeptiert die Partei an Schulen 
und Universitäten ebenso wenig wie 
im Militär und in Wirtschaftsunter-
nehmen.

Die AfD will sogar die Schulpfl icht 
abschaffen und durch eine „Bildungs-
pfl icht“ ersetzen. Als Vorbild für 

die Ermöglichung von häuslichem 
Unterricht wird Österreich genannt. 
Dort sind die entsprechenden Re-
gelungen allerdings umstritten, 
weil insbesondere seit der Corona-
Pandemie religiös-fundamentali-
stische und „rechtsesoterische“ 
Kräfte von der Möglichkeit des Haus-
unterrichts Gebrauch machten, wie 
es in einem Beitrag in der Zeitschrift 
für Bildungsforschung aus dem Jahr 
2022 heißt. Eine Aufweichung der 
Schulpfl icht könnte auch das Recht 
auf Schule gefährden, nicht zuletzt 
für behinderte Kinder.

Parkplatzneid und Naziparolen

Im Abschnitt zur Verkehrspolitik 
fordert die Partei „Behindertenpark-
plätze nach Bedarf“ – und meint damit 
deren Verringerung. Sie appelliert an 
Vorurteile und legt einen Fehlschluss 
nahe: „Jedem Autofahrer ist die Si-
tuation bekannt, dass er verzweifelt 
einen Parkplatz sucht und keinen 
fi ndet, weil alles belegt ist, aber im-
mer mehrere Behindertenparkplät-
ze frei bleiben.“ „Offensichtlich“ [!] 
gebe es „mehr Behindertenplätze 
als von berechtigten Nutzern“ nach-
gefragt würden. Angebliche „Über-
kapazitäten“ müssten ermittelt und 
abgebaut werden. Nun sind aber freie 
Behindertenparkplätze nicht unbe-
dingt ein Zeichen für „Überkapazi-
täten“; vielmehr stellen sie Mög-
lichkeiten im Bedarfsfall dar für 
diejenigen, die darauf angewiesen 
sind, z.B. wenn sie öffentliche Ein-
richtungen nutzen oder einkaufen 
wollen. In diesem Punkt zeigt sich ein 
ähnliches Muster wie in der Schul-
politik: Die Partei postuliert einen 
wirklichen bzw. angeblichen Mangel 
an Kapazitäten; doch statt die Kapa-
zitäten zu erhöhen oder solidarisch 

„Deutsch denken“?
Behindertenpolitik in AfD-Wahlprogrammen (Teil 2)

Werks; von 1988 bis 1999 organisierte 
sie zusammen mit Swantje Ausstel-
lungen in 31 Städten in Deutschland 
und in Wien und kümmerte sich um 
Anfragen für die Nutzung einzelner 
Motive in Veröffentlichungen zur Situ-
ation behinderter Frauen. 

Einerseits war ihre Gelassenheit be-
wundernswert, zum Beispiel, wenn 
wir wieder einmal mit der Bahn auf 
dem Weg zu Veranstaltungen oder 
Tagungen waren. Trotz bester Vorbe-
reitung klappte beim Zugfahren vieles
nicht (nicht vorhandene Rampen, 
Platzreservierungen, Fahrstühle …). 
Während wir Freundinnen einem 

Nervenzusammenbruch nahe waren, 
lächelte Monika nur: ‚Das ist doch im-
mer so, reg‘ Dich nicht auf!‘ Anderer-
seits war ihr Leben auch von ständigen 
Kämpfen geprägt. Ob es darum ging, 
in ihrer passgenau auf ihre Bedarfe 
zugeschnittenen Wohnung bleiben 
zu können, als sie Rentnerin wurde, 
um die dringend benötigte Assistenz 
oder um ein neues Sitzkissen für ih-
ren Rollstuhl, nahezu immer musste 
sie mit den zuständigen Kostenträ-
gern für eine angemessene und not-
wendige Unterstützung streiten. 

Gleichzeitig schaffte sie es, sich nicht 
unterkriegen zu lassen. Schließlich 

war Monika der geborene Genuss-
mensch. Sie war fröhlich, gesellig, 
kochte gerne und liebte ihre regel-
mäßigen Ausfl üge mit dem Rolli an 
die Weser, Reisen etwa an die Nord-
seeküste und nach Südfrankreich 
oder das gemütliche Sitzen auf der 
Terrasse bei einem Glas Wein, umge-
ben von sorgsam gehegten Blumen, 
ihrer Katze oder den Vögeln, das war 
für sie Lebensfreude pur. Ebenso 
war die Kunst, die sie mit ihrem lang-
jährigen Partner, dem Maler und 
Zeichner Siegmund Schneider ver-
band, ein unverzichtbares Element in 
ihrem Alltag.

In ihren letzten Jahren wurde es für 
sie immer schwieriger, sich die posi-
tive Lebenseinstellung zu bewahren. 
Durch eine weitere Erkrankung war 
ihre Sehfähigkeit zunehmend be-
einträchtigt; auch die Organisation 
adäquater Assistenz gelang immer 
weniger. Nach einem Pfl egeunfall war 
sie elementar in ihrer Mobilität einge-
schränkt, konnte ihren E-Rolli nicht 
mehr nutzen und kam aus dem Bett 
nicht mehr heraus. Die immer schwie-
riger werdende Alltagsversorgung 
führte zu massiven Einschränkungen 
ihrer Lebensqualität. Als besondere 
Tragik empfi nden wir es, dass sie, die 
es sich zu ihrer zentralen Lebensauf-
gabe gemacht hatte, für ein selbstbe-
stimmtes, barrierefreies und (chan-
cen-)gerechtes Leben für behinderte 
Menschen zu streiten, letztendlich an 
deren unzureichender Umsetzung in 
ihrem eigenen Alltag verzweifelte.

Wir sind sehr traurig und zugleich 
dankbar für Monikas langjährige, 
treue Freundschaft. Wir durften sie 
als herzliche, inspirierende und ein-
drucksvolle Persönlichkeit kennenler-
nen und ihr Engagement für Frauen- 
und Behindertenrechte miterleben. 
Monika, wir vermissen Dich!

HEIKE EHRIG, DÜSSELDORF
ANNE WALDSCHMIDT, KÖLN
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Biografi en im newsletter
zu organisieren, schließt sie Minder-
heiten davon aus, die sich schlecht 
dagegen wehren können, in diesem 
Fall behinderte Menschen.

„Räder müssen rollen!“ lautet eine 
Zwischenüberschrift im Verkehrska-
pitel. Im Programm zur Landtagswahl 
2021 scheint die Formulierung auch 
schon enthalten gewesen zu sein. 
Auf die Frage des Journalisten Tilo 
Jung, ob dies eine Anspielung auf 
den Propagandaslogan der Nazis von 
1942 – „Alle Räder müssen rollen für 
den Sieg!“ – oder ob die Ähnlichkeit 
ein Zufall sei, antwortete seinerzeit 
der AfD-Bundesvorsitzende Tino 
Chrupalla zweideutig: „Nein, ist es 
nicht.“ Das damalige Programm trug 
den Titel „Alles für unsere Heimat“. 
Eine Wahlkampfrede im sachsen-
anhaltinischen Merseburg beendete 
der Thüringer Parteivorsitzende Björn 
Höcke mit dem Ausruf: „Alles für un-
sere Heimat, alles für Sachsen-Anhalt, 
alles für Deutschland!“ Das Landge-
richt Halle sah es 2024 als erwiesen 
an, dass der frühere Geschichtslehrer 
in dem Satz die verbotene SA-Parole 
„Alles für Deutschland!“ wissentlich 
verwendet habe und verurteilte Höcke
zu einer Geldstrafe (Legal Tribune 
Online, 14.5.2024). Beim Bundespar-
teitag, der 2025 in Riesa stattfand, 
wurde die Bundesvorsitzende Alice 
Weidel zur Kanzlerkandidatin ge-
wählt. Delegierte skandierten „Alice 
für Deutschland!“ und hielten blaue 
Herzen in die Höhe, die mit dem auf 
die Naziparole anspielenden Slogan 
bedruckt waren (taz, 13.1.2025).

Im Programm heißt es, Vergangen-
heitsbewältigung habe dazu geführt, 
dass „Nationalstolz grundsätzlich als 
anrüchig“ gelte und „Politiker jede 
positive Bezugnahme auf unsere 
reiche Geschichte vor 1933“ vermie-
den. Was zwischen 1933 und 1945 in 
Deutschland und von Deutschland 
ausgehend geschehen ist, wird mit 
keinem Wort erwähnt – nicht der Nati-

onalsozialismus, nicht der Holocaust, 
nicht der Vernichtungskrieg gegen 
Polen und die Sowjetunion, nicht die 
Zwangssterilisierung und Ermordung 
behinderter und psychisch kranker 
Menschen – und übrigens auch nicht 
die Morde und Gewalttaten, die Neo-
nazis in Sachsen-Anhalt nach 1990 
an behinderten Menschen begangen 
haben.

Vorbereitung auf die Zeit 
nach der Wahl

Stattdessen kündigt man im Pro-
gramm an, die antifaschistische Szene 
zur „Terrorvereinigung“ zu erklären. 
Ferner werde man die „Verunglimp-
fung“ des „Deutschtums“ unter Stra-
fe stellen. Der Hashtag „#modernden-
ken“ der Imagekampagne des Landes 
sei durch „Deutsch denken!“ zu erset-
zen. Die Partei rühmt u.a. Nietzsche 
und Bismarck, wendet sich aber ge-
gen das Bauhaus, dessen Schließung 
die NSDAP 1932 in Dessau erzwang 
und dem die AfD vorwirft, „jedes An-
zeichen von nationaler Verwurzelung“ 
vermieden zu haben. Sie will „solda-
tisches Opfer ehren“ und einen „Lan-
desbeauftragten für den Erhalt der 
Kriegerdenkmäler“ ernennen.

Den politischen Schwerpunkt der 
Partei bildet bekanntlich eine gegen-
über Migration feindselige Position. 
Von den angedrohten Maßnahmen 
– Abschaffung des Grundrechts auf 
Asyl, Aufnahmestopp, „Abschiebe-
offensive“ etc. – wären auch behin-
derte Menschen betroffen. Öffentlich 
geförderte Vereine müssten unter ei-
ner AfD-Regierung ein „glaubhaftes“ 
Bekenntnis „zu einer patriotischen 
Grundhaltung“ ablegen. Dies hätte 
potenziell auch Konsequenzen für 
die Organisationen der Behinder-
tenselbsthilfe. An mehreren Stellen 
ihres Programms beklagt die Partei 
eine Einschränkung der Meinungs-
freiheit, aber sie selbst will offenbar 
der Gesellschaft ihre nationalistische 
Ideologie aufzwingen. Universitäten 

seien keine „Räterepubliken“, heißt es 
im Programm, insbesondere solle der 
„Einfl uss der Studentenräte“ und von 
„linksextremen Studenten“ zurückge-
drängt werden. „Gender-Studien“ und 
„Postkolonialismus“ will die AfD ab-
schaffen. Wie sie zu Disability Studies 
und Inklusionsforschung steht, kann 
man sich ausmalen. Die AfD-Bundes-
tagsfraktion forderte bereits 2023 in 
einem Antrag, die „Agendawissen-
schaften“, zu denen sie auch die Di-
sability Studies zählt, „umfassend“ 
zu evaluieren und gegebenenfalls 
„deren Förderung mit Bundesmitteln 
unverzüglich einzustellen“.

Selbst wenn die AfD Sachsen-Anhalt 
bei den Landtagswahlen die absolute 
Mehrheit verfehlen sollte, bliebe die 
Lage riskant. Abgeordnete anderer 
Parteien könnten ihre jeweilige Frakti-
on verlassen, um die Partei doch noch 
an die Regierung zu bringen. Eine 
Koalition ohne die AfD wäre wahr-
scheinlich prekär: Sie bedürfte mögli-
cherweise einer Zusammenarbeit von 
Union und Linkspartei und sähe sich 
einer massiv gestärkten rechtsradi-
kalen Opposition gegenüber. Für die 
demokratischen Kräfte gilt es also, 
sich auf verschiedene Szenarien des 
Widerstands gegen die AfD vorzube-
reiten und an der Schaffung von Ver-
hältnissen zu arbeiten, in denen diese 
Partei an Zuspruch verliert.

Zur weiteren Lektüre sei auf eine 
im Mai 2026 erschienene und von 
Hendrik Cremer für das Deutsche 
Institut für Menschenrechte verfasste 
Studie hingewiesen. Sie trägt den 
Titel: „Die AfD – eine Gefahr für 
Menschen mit Behinderungen“.

MICHAEL ZANDER, BERLIN

Michael Zander ist Professor für 
Disability Studies, Inklusion, 
Psychologie an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal.

Die britische Künstlerin 
Alison Lapper wurde 
1965 ohne Arme und 
mit verkürzten Beinen 
im englischen Burton-
upon-Trent geboren. 
Sie wuchs in einem Be-
hindertenheim auf, in 
dem unwürdige Zustän-
de herrschten. Mit sieb-
zehn Jahren bezieht sie 
ihre eigene Wohnung 
und studiert Kunst in 
Brighton. Internationa-
le Bekanntheit erlangte 
sie, nachdem der Bild-
hauer Matt Quinn von 
ihr als Akt eine Statue 
entwarf, als sie im ach-
ten Monat schwanger 
war und das Kunstwerk 
2005 auf dem Trafalgar 
Square in London prä-
sentierte.

Ohne Willensstärke 
wäre der Schritt aus 
tristen Lebensverhält-
nissen nicht gelungen, 
beginnend mit der müt-
terlichen Ablehnung. 

Lapper zitiert in ihrer 
Autobiografi e aus dem Bericht eines 
Sozialarbeiters, um ihre familiäre 
Situation als Zwölfjährige zu be-
schreiben: „Es fällt mir ziemlich 
schwer, den Eindruck in Worte zu 
fassen, den ich bei diesem Besuch 
gewonnen habe … Das kleine Reihen-
haus ist sehr ordentlich und teuer 
eingerichtet, alles hat seinen festen 
Platz, so dass es fast einen unbe-
wohnten Eindruck macht. Mir ist jetzt 

auch klar, warum Alison ihre Prothe-
sen daheim nie trägt, einerseits weil 
überall im Haus Stolperschwellen 
sind, andererseits weil sie viel Zeit 
allein verbringt und weil ihre Mutter 
sie störend und hässlich fi ndet.“ Und 
weiter heißt es: Alison „isst auf dem 
Boden und manchmal geht die Katze 
an ihr Essen. Alison weiß nicht, wie 
sie es ihren Eltern recht machen soll“ 
(Lapper 2005, 72f.).

Über das nachhaltig ge-
störte Verhältnis zu ihrer 
Mutter schreibt Lapper: 
„Vielleicht hat sie sich auch 
nie damit abfi nden können, 
wie ich aussehe.“ Um dann 
festzustellen: „Ich glaube, 
sie hat sich nie mit meiner 
Behinderung abgefunden 
und damit, dass ich nicht 
glücklich und zufrieden bin 
und bescheiden und still 
in einer Ecke sitze“ (ebd., 
79).

Das Behindertenheim fi -
nanzierte sich auch aus 
Spenden wohlhabender 
Bürger, die regelmäßig 
zu Besuch kamen, um ihr 
gutes Werk zu betrach-
ten. Lapper notiert in ih-
rem Rückblick: „Und ich 
erinnere mich an den von 
Entsetzen und Mitleid ge-
prägten Ausdruck auf ihren 
Gesichtern. Als würden sie 
denken: Oh Gott! Das ist ja 
furchtbar. Was um alles in 
der Welt ist das denn? Sie 
hatten nicht die geringste 
Ahnung, wem sie gegen-
überstanden. Wir waren 

ganz normale junge Menschen, die 
zufällig missgebildete Körper hat-
ten und denen einzelne Gliedmaßen  
fehlten. Was sie dagegen zu sehen 
glaubten, war ein Haufen bedau-
ernswerter Monster. Ich habe heute 
noch das Bild vor Augen, wie sie sich 
an der Tür zusammendrängten und 
ein Gesicht machten, als hätten sie 
einen Krankenhaussaal betreten, in 

Alison Lapper - Künstlerin
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Biografi en im newsletter
zu organisieren, schließt sie Minder-
heiten davon aus, die sich schlecht 
dagegen wehren können, in diesem 
Fall behinderte Menschen.

„Räder müssen rollen!“ lautet eine 
Zwischenüberschrift im Verkehrska-
pitel. Im Programm zur Landtagswahl 
2021 scheint die Formulierung auch 
schon enthalten gewesen zu sein. 
Auf die Frage des Journalisten Tilo 
Jung, ob dies eine Anspielung auf 
den Propagandaslogan der Nazis von 
1942 – „Alle Räder müssen rollen für 
den Sieg!“ – oder ob die Ähnlichkeit 
ein Zufall sei, antwortete seinerzeit 
der AfD-Bundesvorsitzende Tino 
Chrupalla zweideutig: „Nein, ist es 
nicht.“ Das damalige Programm trug 
den Titel „Alles für unsere Heimat“. 
Eine Wahlkampfrede im sachsen-
anhaltinischen Merseburg beendete 
der Thüringer Parteivorsitzende Björn 
Höcke mit dem Ausruf: „Alles für un-
sere Heimat, alles für Sachsen-Anhalt, 
alles für Deutschland!“ Das Landge-
richt Halle sah es 2024 als erwiesen 
an, dass der frühere Geschichtslehrer 
in dem Satz die verbotene SA-Parole 
„Alles für Deutschland!“ wissentlich 
verwendet habe und verurteilte Höcke
zu einer Geldstrafe (Legal Tribune 
Online, 14.5.2024). Beim Bundespar-
teitag, der 2025 in Riesa stattfand, 
wurde die Bundesvorsitzende Alice 
Weidel zur Kanzlerkandidatin ge-
wählt. Delegierte skandierten „Alice 
für Deutschland!“ und hielten blaue 
Herzen in die Höhe, die mit dem auf 
die Naziparole anspielenden Slogan 
bedruckt waren (taz, 13.1.2025).

Im Programm heißt es, Vergangen-
heitsbewältigung habe dazu geführt, 
dass „Nationalstolz grundsätzlich als 
anrüchig“ gelte und „Politiker jede 
positive Bezugnahme auf unsere 
reiche Geschichte vor 1933“ vermie-
den. Was zwischen 1933 und 1945 in 
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ausgehend geschehen ist, wird mit 
keinem Wort erwähnt – nicht der Nati-

onalsozialismus, nicht der Holocaust, 
nicht der Vernichtungskrieg gegen 
Polen und die Sowjetunion, nicht die 
Zwangssterilisierung und Ermordung 
behinderter und psychisch kranker 
Menschen – und übrigens auch nicht 
die Morde und Gewalttaten, die Neo-
nazis in Sachsen-Anhalt nach 1990 
an behinderten Menschen begangen 
haben.

Vorbereitung auf die Zeit 
nach der Wahl

Stattdessen kündigt man im Pro-
gramm an, die antifaschistische Szene 
zur „Terrorvereinigung“ zu erklären. 
Ferner werde man die „Verunglimp-
fung“ des „Deutschtums“ unter Stra-
fe stellen. Der Hashtag „#modernden-
ken“ der Imagekampagne des Landes 
sei durch „Deutsch denken!“ zu erset-
zen. Die Partei rühmt u.a. Nietzsche 
und Bismarck, wendet sich aber ge-
gen das Bauhaus, dessen Schließung 
die NSDAP 1932 in Dessau erzwang 
und dem die AfD vorwirft, „jedes An-
zeichen von nationaler Verwurzelung“ 
vermieden zu haben. Sie will „solda-
tisches Opfer ehren“ und einen „Lan-
desbeauftragten für den Erhalt der 
Kriegerdenkmäler“ ernennen.

Den politischen Schwerpunkt der 
Partei bildet bekanntlich eine gegen-
über Migration feindselige Position. 
Von den angedrohten Maßnahmen 
– Abschaffung des Grundrechts auf 
Asyl, Aufnahmestopp, „Abschiebe-
offensive“ etc. – wären auch behin-
derte Menschen betroffen. Öffentlich 
geförderte Vereine müssten unter ei-
ner AfD-Regierung ein „glaubhaftes“ 
Bekenntnis „zu einer patriotischen 
Grundhaltung“ ablegen. Dies hätte 
potenziell auch Konsequenzen für 
die Organisationen der Behinder-
tenselbsthilfe. An mehreren Stellen 
ihres Programms beklagt die Partei 
eine Einschränkung der Meinungs-
freiheit, aber sie selbst will offenbar 
der Gesellschaft ihre nationalistische 
Ideologie aufzwingen. Universitäten 

seien keine „Räterepubliken“, heißt es 
im Programm, insbesondere solle der 
„Einfl uss der Studentenräte“ und von 
„linksextremen Studenten“ zurückge-
drängt werden. „Gender-Studien“ und 
„Postkolonialismus“ will die AfD ab-
schaffen. Wie sie zu Disability Studies 
und Inklusionsforschung steht, kann 
man sich ausmalen. Die AfD-Bundes-
tagsfraktion forderte bereits 2023 in 
einem Antrag, die „Agendawissen-
schaften“, zu denen sie auch die Di-
sability Studies zählt, „umfassend“ 
zu evaluieren und gegebenenfalls 
„deren Förderung mit Bundesmitteln 
unverzüglich einzustellen“.

Selbst wenn die AfD Sachsen-Anhalt 
bei den Landtagswahlen die absolute 
Mehrheit verfehlen sollte, bliebe die 
Lage riskant. Abgeordnete anderer 
Parteien könnten ihre jeweilige Frakti-
on verlassen, um die Partei doch noch 
an die Regierung zu bringen. Eine 
Koalition ohne die AfD wäre wahr-
scheinlich prekär: Sie bedürfte mögli-
cherweise einer Zusammenarbeit von 
Union und Linkspartei und sähe sich 
einer massiv gestärkten rechtsradi-
kalen Opposition gegenüber. Für die 
demokratischen Kräfte gilt es also, 
sich auf verschiedene Szenarien des 
Widerstands gegen die AfD vorzube-
reiten und an der Schaffung von Ver-
hältnissen zu arbeiten, in denen diese 
Partei an Zuspruch verliert.

Zur weiteren Lektüre sei auf eine 
im Mai 2026 erschienene und von 
Hendrik Cremer für das Deutsche 
Institut für Menschenrechte verfasste 
Studie hingewiesen. Sie trägt den 
Titel: „Die AfD – eine Gefahr für 
Menschen mit Behinderungen“.

MICHAEL ZANDER, BERLIN

Michael Zander ist Professor für 
Disability Studies, Inklusion, 
Psychologie an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal.
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im englischen Burton-
upon-Trent geboren. 
Sie wuchs in einem Be-
hindertenheim auf, in 
dem unwürdige Zustän-
de herrschten. Mit sieb-
zehn Jahren bezieht sie 
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terlichen Ablehnung. 

Lapper zitiert in ihrer 
Autobiografi e aus dem Bericht eines 
Sozialarbeiters, um ihre familiäre 
Situation als Zwölfjährige zu be-
schreiben: „Es fällt mir ziemlich 
schwer, den Eindruck in Worte zu 
fassen, den ich bei diesem Besuch 
gewonnen habe … Das kleine Reihen-
haus ist sehr ordentlich und teuer 
eingerichtet, alles hat seinen festen 
Platz, so dass es fast einen unbe-
wohnten Eindruck macht. Mir ist jetzt 

auch klar, warum Alison ihre Prothe-
sen daheim nie trägt, einerseits weil 
überall im Haus Stolperschwellen 
sind, andererseits weil sie viel Zeit 
allein verbringt und weil ihre Mutter 
sie störend und hässlich fi ndet.“ Und 
weiter heißt es: Alison „isst auf dem 
Boden und manchmal geht die Katze 
an ihr Essen. Alison weiß nicht, wie 
sie es ihren Eltern recht machen soll“ 
(Lapper 2005, 72f.).

Über das nachhaltig ge-
störte Verhältnis zu ihrer 
Mutter schreibt Lapper: 
„Vielleicht hat sie sich auch 
nie damit abfi nden können, 
wie ich aussehe.“ Um dann 
festzustellen: „Ich glaube, 
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79).

Das Behindertenheim fi -
nanzierte sich auch aus 
Spenden wohlhabender 
Bürger, die regelmäßig 
zu Besuch kamen, um ihr 
gutes Werk zu betrach-
ten. Lapper notiert in ih-
rem Rückblick: „Und ich 
erinnere mich an den von 
Entsetzen und Mitleid ge-
prägten Ausdruck auf ihren 
Gesichtern. Als würden sie 
denken: Oh Gott! Das ist ja 
furchtbar. Was um alles in 
der Welt ist das denn? Sie 
hatten nicht die geringste 
Ahnung, wem sie gegen-
überstanden. Wir waren 

ganz normale junge Menschen, die 
zufällig missgebildete Körper hat-
ten und denen einzelne Gliedmaßen  
fehlten. Was sie dagegen zu sehen 
glaubten, war ein Haufen bedau-
ernswerter Monster. Ich habe heute 
noch das Bild vor Augen, wie sie sich 
an der Tür zusammendrängten und 
ein Gesicht machten, als hätten sie 
einen Krankenhaussaal betreten, in 

Alison Lapper - Künstlerin



8

IMPRESSUM
NEWSLETTER BEHINDERTENPOLITIK NR. 104
(erscheint als Beiheftung von BIOSKOP Nr. 114)

REDAKTION UND MITARBEIT:
Erika Feyerabend (viSdP), Michael Zander, 
Udo Sierck, Ulrike Lux, Jörg Fretter, Karin Michel,
Heike Ehrig, Anne Waldschmidt

REDAKTIONSADRESSE: 
Oberstr. 55, 45134 Essen
Tel. 02 01 / 53 66 706
E–Mail: erika.feyerabend@t-online.de

DRUCK: 
Pohler & Kobler, Centrumstr. 33, 45307 Essen

dem lauter todgeweihte Patienten 
mit ansteckenden Krankheiten lagen“ 
(ebd., 97).

Nach mehr als zehn Jahren Heimer-
fahrung erwacht der in Worten zu 
fassende Widerspruchgeist. Mochte 
„das Personal auch freundlich sein 
und um unser Wohlergehen bemü-
hen, hieß es für uns immer noch: die 
gegen uns. Damals fi ng ich an, in ih-
nen einen Haufen nichtbehinderter 
Erwachsener aus der Mittelschicht 
zu sehen, die da waren, um uns zu 
überwachen und an uns herumzuer-
ziehen und uns so zurechtzubiegen, 
dass wir ihnen möglichst ähnlich wur-
den. Sie betrachteten uns aus ihrem 
eingeschränkten Blickwinkel und es 
gab nicht viel, was wir daran hätten 
ändern können“ (ebd., 101).

Lapper erkannte, für „mich bedeutete 
Mobilität Freiheit, Flucht. Das war es 
wohl, was mich schon immer kämpfen 
ließ – der unbedingte Wunsch nach 
Unabhängigkeit“ (ebd.,117). Und als 
Künstlerin stellt sie fest: Die nicht-
behinderte Mehrheit weigert sich, 
„die ästhetische Schönheit zu sehen, 
die in der Darstellung behinderter Kör-
per liegen kann. Wenn wir an einem 
Strand entlanggehen und einen Stein 
mit einem Loch darin fi nden, sehen wir 
ihn nicht mit Abscheu an, nur weil die 
meisten anderen Steine keine Löcher 
haben. Im Gegenteil, wir sind mögli-
cherweise fasziniert von der Vielfalt 
an Formen, auf die uns der Stein mit 
dem Loch aufmerksam gemacht hat. 
Aber auf die menschliche Form, die 
sich zu weit von der gültigen Norm 
entfernt, reagieren wir vollkommen 
anders“ (ebd., 254).

UDO SIERCK, GNUTZ

Literaturhinweis:
Lapper, Alison (2005), 
Autobiografi e einer 
Opportunistin, 
Blanvalet München

 

Beim 2. „Nationalen Veteranentag“ 
geht es um „Inklusion, Rehabilita-
tion und gesellschaftliche Anerken-
nung“ – zumindest vordergründig.

Was ist Propaganda? Die Bundeszen-
trale für politische Bildung beantwortet 
diese Frage in einem Beitrag von 2011
wie folgt: „Propaganda ist der Versuch
der gezielten Beeinfl ussung des 
Denkens, Handelns und Fühlens von 
Menschen. (…) In Verbindung mit dem
Krieg machen Politiker und Militärs
von Propaganda Gebrauch, um zum 
Beispiel die eigene Bevölkerung von 
einem Krieg zu überzeugen. Sie be-
tonen die Notwendigkeit des Krieges 
(vernichtenswerte Feinde, Sicherheit 
der eigenen Bevölkerung, Absetzung 
eines brutalen Regimes etc.) und blen-
den alle anderen Aspekte aus (eigene 
Macht- und Wirtschaftsinteressen, 
ausgelöstes Kriegsleid, Kriegsverbre-
chen der eigenen Soldaten etc.). Pro-
paganda wird aber auch eingesetzt, um
Soldaten für den Krieg zu rekrutieren 
oder die Kampfbereitschaft des Mili-
tärs aufrechtzuerhalten. Ein Mittel hier-
für ist beispielsweise, die Bedrohlich-
keit des Feindes hervorzuheben, um Ag-
gressionen gezielt auf ihn zu lenken.“

Auch in Demokratien verfolgten staat-
liche Akteure „das Ziel, das eigene
Handeln im Zusammenhang mit einem 
Krieg (…) in einem möglichst positiven
Licht erscheinen zu lassen. (…) Zumin-
dest soll die eigene, aktiv verbreitete 
Wahrnehmung des Krieges oder eines 
Kriegsereignisses akzeptiert und 
von den Medien weitertransportiert
werden. Dies erfolgt mittels verschie-
dener Strategien wie der Verbreitung 
eigener Medienbeiträge, der Durch-
führung von Medienevents, der öffent-
lichen Reaktion auf unvorteilhafte Be-
richte oder der Initiierung eines öffent-
lichen Austauschs mittels Medien.“

Zum zweiten Mal begeht die Bundes-
wehr in diesem Juni den „Nationalen 

Veteranentag“, dessen Einführung 
2024 von den Bundestagsfraktionen 
beschlossen wurde – nur Die Linke 
stimmte damals dagegen. Das Thema 
Behinderung wird hier auch in diesem 
Jahr hervorgehoben. Auf dem Pro-
gramm der Zentralveranstaltung, die 
am 21. Juni vor dem Reichstag in Ber-
lin stattfand, standen unter anderem 
die Punkte: „Rehabilitation für Vete-
ranen“, „Vorstellung der Foto-Aus-
stellung ‚Verwundet‘“ und „Begrü-
ßung des Invictus Germany Teams“.

Das „Invictus Germany Sports Fe-
stival“ – „Invictus“ steht für „Unbe-
siegte“ – fand vom 12. bis 14. Juni in 
Düsseldorf statt. Eingeladen waren 
„einsatzversehrte Soldat:innen, ihre 
Familien und internationale Gäste, 
um in vier Sportarten anzutreten und 
Gemeinschaft zu erleben“. Im Mittel-
punkt stünden „Inklusion, Rehabi-
litation und gesellschaftliche Aner-
kennung“, so die Ankündigung. Ziel 
sei es, „Veteran:innen sichtbar in die 
Mitte der Gesellschaft zu rücken und 
Brücken zwischen Bundeswehr, Zivil-
gesellschaft und internationalen Part-
nern zu bauen.“

Die Bundeszentrale für politische 
Bildung mahnt in ihrem bereits er-
wähnten Beitrag: „Nur wer Propagan-
da als solche erkennt, kann sich dage-
gen wehren.“ Ob die Veranstaltungen 
zum Nationalen Veteranentag in diese 
Kategorie fallen, mag das Publikum 
selbst entscheiden.

MICHAEL ZANDER, BERLIN

„Gemeinschaft erleben“?


